
Art.11 hält die erforderl ichen Angaben für die 
Schiffsregister fest. Die wei teren Bes t im­
mungen regeln den Charter von Leerschif­
fen, die Frage der Gemeinschaf tsunterneh­
men, den Schutz der Interessen solcher 
Staaten, die Arbeitskräfte für Schi f fsmann­
schaften zur Verfügung stel len, und Maßnah­
men zur Verhinderung schädl icher wir t ­
schaft l icher Auswi rkungen für die Entwick­
lungsländer; zu den beiden letzten Proble­
men wird auf die beigefügten Resolut ionen 
verwiesen. 
Das Übere inkommen soll gemäß Art .19 ein 
Jahr, nachdem mindestens 40 Staaten, die 
zusammengenommen mindestens 25vH der 
Wel t tonnage unter ihrer Flagge führen, Ver­
tragsparteien geworden s ind, in Kraft t reten. 
Die Nieder lande kündigten im Namen der 
Europäischen Gemeinschaf ten an, daß de­
ren Mitgl iedstaaten die Konvent ion nur in 
Übere inst immung mit dem EWG-Vertrag 
zeichnen könnten; hier dürf ten zwischen den 
Grundfreiheiten der EWG und zumindest 
Art.8 der Konvent ion Spannungen bestehen. 
Da bis zum 30. Apri l ledigl ich Bol ivien, Indo­
nesien, Marokko, Mexiko und Senegal die 
Konvent ion gezeichnet hat ten, ist mit e inem 
Inkrafttreten in absehbarer Zeit wohl nicht zu 
rechnen. Die fünf Staaten repräsentieren z u ­
sammen etwas mehr als 10vH der Tonnage 
Panamas. 

V. Für die Bundesrepubl ik Deutschland ist 
festzuhal ten, daß sich der Deutsche Bundes­
tag verschiedent l ich mit dem Problem der 
Bil l igf laggen und auch mit der Posit ion der 
deutschen Delegation bei den Genfer Ver­
handlungen befaßt hat. Nach e inem Bericht 
des Verkehrsausschusses v o m 9. März 1981 
(Bundestags-Drucksache 9/8872 (neu)) hat 
der Bundestag am 15. Dezember 1982 ein­
s t immig eine Entschl ießung verabschiedet , 
die, um dem Trend zum offenen Schif fahrts­
register zu begegnen, eine engere wir t ­
schaft l iche Bindung zwischen Flaggenstaat 
und Schiff anstrebt. Die Übere inst immung 
der Posit ion der Delegation der Bundesrepu­
blik Deutschland mit dieser Entschl ießung 
war im Juli 1985 Gegenstand einer Anfrage 
an die Bundesregierung (BT-Drs.10/3649, 
S.41ff.), in deren Beantwor tung die Bundes­
regierung unter anderem ausführte, eine 
wel twei te wir tschaft l iche Bindung zwischen 
Schiff und Flaggenstaat verbessere nach ih­
rer Auf fassung nicht die Wet tbewerbspos i ­
t ion der deutschen Flagge. 

Klaus Dicke • 

41. Generalversammlung: Notlage in Afrika 
— Würdigung des OEOA — Schuldenfrage (16) 

(Vgl. auch Hans d'Orvi l le, Nekrolog auf ein 
multi laterales Erfolgserlebnis. Das Büro der 
Vereinten Nationen für Nothi l femaßnahmen 
in Afr ika (OEOA), VN 6/1986 S.193ff., sowie 
den Beitrag des Verfassers, Afr ika: freiwil l ige 
und unfreiwil l ige >Politikreformen<. Die 13. 
Sondergeneralversammlung der Vereinten 
Nat ionen, VN 3/1986 S.90ff.) 

I. Wenige Monate nach ihrer v o m 27. Mai bis 
zum I . Jun i 1986 abgehal tenen 13.Sonder­
tagung befaßte sich die Genera lversamm­
lung der Vereinten Nat ionen erneut mit e inem 
Bericht des Generalsekretärs zur br i t i schen 
Wirtschafts lage in Afrika- (A/41/683 v. 8.10. 

1986 mit Add.1 v. 27.10.1986). Dieser Be­
richt geht al lerdings nicht auf die Umsetzung 
des am I . Jun i verabschiedeten A k t i o n s ­
p rogramms der Vereinten Nat ionen für die 
wir tschaft l iche Gesundung und Entwicklung 
Afr ikas (1986-1990)< (A/Res/S-13/2) ein, son ­
dern wertet die Bemühungen der UNO aus, 
das internationale Noth i l feprogramm zur 
akuten Krise Afr ikas in den Jahren 1983 bis 
1985 zu koordinieren. Dargestel l t und bewer­
tet werden besonders die Maßnahmen des 
OEOA, das Ende Oktober 1986 wieder auf­
gelöst wurde. 
An der Debatte des Berichts des Generalse­
kretärs in der Generalversammlung am 22. 
Oktober 1986 betei l igten sich Vertreter von 
22 Mitg l iedstaaten. Der Sprecher der afr ika­
nischen Staatengruppe, der kongolesische 
Botschafter Gayama, erinnerte in seiner e in­
leitenden Rede an den »ermut igenden Kon ­
sens« der 13. Sondergenera lversammlung, 
bemängel te aber, daß »das einhell ig unter­
stützte Ak t ionsprogramm für die wir tschaft l i ­
che Gesundung und Entwicklung Afr ikas 
nicht von einem spezi f ischen Finanzangebot 
begleitet« werde. Diese Kritik unterstr ichen 
besonders der Sprecher der »Gruppe der 77«, 
der jugos lawische Botschafter Pejic und der 
indische Botschafter Razi. 
Von fast allen Rednern wurde die Arbeit des 
OEOA sehr posit iv gewürd ig t . Auch der Ver­
treter der US-Regierung — über die ber ich­
tet worden war, sie habe sich für die Auf lö­
sung des Büros stark gemacht , wei l s ich das 
OEOA zu sehr zugunsten der äth iopischen 
Mengistu-Regierung eingesetzt hätte — er­
klärte, das OEOA habe »das Beste der Ver­
einten Nationen« zum Ausdruck gebracht . 
Kein Redner bedauerte al lerdings die Auf lö­
sung des Büros, da sich die Lage entspannt 
habe. Begrüßt wurde die Schaffung neuer 
UN-Koord inat ions inst rumente für die langfr i­
st ige Afrikahilfe durch den Generalsekretär. 
Der br i t ische Botschafter Sir John Thomson 
forderte auch als Vertreter der Europäischen 
Gemeinschaft , daß die erfolgreiche Informa­
t ionsarbeit des OEOA fortgesetzt werden 
solle. Von den Sprechern der osteuropäi ­
schen Staaten nahm nur DDR-Botschaf ter 
Ott posit iv zum OEOA Stel lung. Die anderen 
Vertreter g ingen darauf nicht ein. 
Gegensätzl iche Posit ionen wurden beson­
ders zur Forderung der afr ikanischen Staa­
ten deut l ich, eine Konferenz über die afr ika­
nischen Schulden einzuberufen. Darauf war 
der Bericht des Generalsekretärs nicht e in­
gegangen. Neben dem afr ikanischen Spre­
cher setzten s ich nur die Vertreter Chinas, 
Jugoslawiens (auch als Sprecher der >Grup-
pe der 77<) und der DDR dafür ein. Einige 
andere Redner wie der Indiens betonten le­
digl ich in al lgemeiner Form, daß die Schu l ­
denfrage »dringend behandelt« werden müs­
se. Die Vertreter der west l ichen Gläubiger­
länder und die meisten osteuropäischen 
Redner beschränkten sich auf Ausführungen 
zu ihren Hi l fsmaßnahmen. 
Die am 3 1 . Oktober im Konsens angenom­
mene Resolut ion 41/29 faßt die Debatte mit 
der dr ingenden Auf forderung an die interna­
t ionale Staatengemeinschaf t und die Nicht­
regierungsorganisat ionen zusammen, ihre 
Bemühungen for tzusetzen, die noch erfor­
derl iche Nothi l fe in den betroffenen afr ikani­
schen Ländern zu leisten, und macht auf die 

nunmehr von Heuschreckenschwärmen d ro ­
hende Gefahr au fmerksam. 
II: Zur Überwachung der Umsetzung des von 
der 13. Sondergenera lversammlung verab­
schiedeten Ak t ionsprogramms wurde be­
reits im September letzten Jahres ein Len­
kungsausschuß a m Sitz der Vereinten Nat io­
nen gebi ldet, dem im Mai 1987 ein kleines 
Sekretariat unter der Lei tung von Strahinja 
Bacic als Koordinator be igegeben wurde. 
Darüber hinaus bestel l te der Generalsekretär 
den kanadischen Botschaf ter Stephen 
Lewis, der den Ad-hoc-Plenarausschuß der 
13. Sondergenera lversammlung geleitet hat­
te, zu seinem persönl ichen Berater in Fragen 
der Durchführung des Ak t ionsprogramms 
und für die Mobi l is ierung von Unterstützung 
der internationalen Gemeinschaf t . 
Als weitere Maßnahme berief der Generalse­
kretär am 2. Apri l 1987 nach Konsul tat ionen 
mit Regierungen, der Wel tbank und dem In­
ternat ionalen Währungs fonds eine >Bera-
tungsgruppe für den Zufluß von Ressourcen 
nach Afrika« (Zusammensetzung: S.116 d ie­
ser Ausgabe), der führende Finanzexperten 
angehören, darunter deutschersei ts der 
Hamburger Bankier Max Warburg. Ob dami t 
der Kompetenzkonf l ik t zwischen Wel tbank 
und Vereinten Nat ionen hinsicht l ich der Ko­
ordin ierungsaufgaben bei der Afrikahil fe ge ­
löst ist oder gar eskalieren wi rd , bleibt abzu­
war ten. Konrad Melchers • 

UNFPA: Jahresbericht im Zeichen des Tages der 
fünf Milliarden« — Bevölkerungswachstum immer 
noch eher Bedrohung als Triumph der Menschheit 
(17) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 5/ 
1986 S.177 fort.) 

Wer sich v o m »Bericht zur Lage der Wel tbe­
völkerung 1987< neue Erkenntnisse und Fak­
ten erhofft hat, wi rd ent täuscht sein. Der 
diesjährige Jahresbericht des Fonds der Ver­
einten Nat ionen für Bevölkerungsfragen 
(UNFPA) — noch unter der Regie des lang­
jähr igen, im März dieses Jahres vers torbe­
nen Exekut ivdirektors Rafael M. Salas ver­
faßt — verdient kaum eine so lch woh lk l in ­
gende Bezeichnung. Hinter d e m Titel >Die 
Welt der fünf Milliarden« verbirgt s ich im gro­
ßen und ganzen eine Wiederho lung bereits 
bekannter Fakten aus den Ber ichten vergan­
gener Jahre. 
Hauptanl iegen des Berichts ist es, auf die 
(vermutete) Erreichung der Zahl von fünf Mi l ­
l iarden Menschen in d iesem Jahr aufmerk­
sam zu machen: Der 11.Jul i d ieses Jahres 
soll auf Vorschlag des Bevölkerungsfonds 
als T a g der fünf Milliarden« in die Geschichte 
eingehen. Die Welt soll an d iesem Tag »fei­
ern« und zugleich »Bilanz ziehen«. Der Wel t ­
bevölkerungsber icht 1987 dient der Vorbe­
reitung dieses denkwürd igen Ereignisses. 
In Teil I des Berichts w i rd noch einmal der 
bisherige »Marsch der Mil l iarden« nachvol l ­
zogen, der im 18. Jahrhundert langsam e in­
setzte und sich vor al lem nach dem Zwei ten 
Weltkr ieg drast isch beschleunigte. Obwoh l 
die Wachs tumskurve seit 1970 wieder fällt, 
wi rd »die höchste jährl iche Bevölkerungszu­
nahme . . . nicht vor Beginn des 2 1 . Jahrhun­
derts erreicht sein . . . , wei l die Zuwachsra­
te . . . auf eine ständig wachsende Bevölke­
rung Anwendung f indet«. Erst in e twa einem 
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Jahrhunder t soll das Bevölkerungswachs­
t u m be im Stand von ungefähr 10 Mil l iarden 
zum Sti l lstand kommen . 
Euphor isch wird anschl ießend verkündet , 
daß es der Menschhei t in unserem Jahrhun­
dert erstmals gelungen ist, ihr demograph i ­
sches Schicksal unter Kontrol le zu b e k o m ­
men. Die Lebenserwartung, gerade auch in 
den Entwicklungsländern, ist gest iegen, die 
Kindersterbl ichkeit konnte verringert wer­
den . »Aber es ist noch kein endgül t iger 
Sieg«, warnt der Bericht und verweist auf die 
Kluft zwischen »entwickelten« und »Entwick­
lungsländern«. Während erstere das Bevö l ­
kerungswachstum in den Griff bekommen 
hätten und die Ernährung ihrer Bevölkerung 
gewährleisten könnten, obwoh l nur fünf Pro­
zent ihres Arbei tskräf tepotent ia ls in der 
Landwir tschaft tät ig s ind, hätten letztere das 
Problem der Unterernährung bis heute nicht 
bewäl t igen können — und dies, obwoh l die 
Mehrheit der Bevölkerung dort immer noch 
im Agrarsektor arbeitet. Für den UNFPA liegt 
die Erklärung für das bisherige Scheitern der 
Entwick lungsländer auf der Hand: Das »un­
mäßige Bevölkerungswachstum« in all sei ­
nen negativen Folgen ist Schuld an der Mise­
re. Dies wird dem Leser später, im letzten Teil 
des Ber ichts, anhand von eindr ingl ichen, auf 
den Laien zugeschni t tenen Beispielen klar 
gemacht . 

Vorher j edoch , in Teil II des Berichts, sollen 
einmal die denkbaren »Auswirkungen des ra­
schen Bevö lkerungswachstums auf das In­
d iv iduum« beleuchtet werden. Zu diesem 
Zweck wi rd das Schicksal einer hypothet i ­
schen Person X, des »fünfmil l iardsten Erden­
bürgers«, der aller Wahrscheinl ichkeit nach 
in e inem Entwick lungsland zur Welt kommen 
w i rd , verfolgt. Zwei mögl iche Lebensszena­
rien für Wel tbürger X werden entworfen: 
Land A und Land B. In Land A herrscht un­
kontrol l iertes Bevö lkerungswachstum, die 
Wir tschaf t entwickel t s ich langsam — ein ty­
p isches Beispiel für viele Länder im Afr ika 
südl ich der Sahara. Land B hat den Bevölke­
rungszuwachs e ingedämmt, seine Wirt­
schaft »nimmt einen enormen Auf­
schwung« — vergleichbar e twa mit der S i ­
tuat ion der Republ ik Korea. 
In Land A ist es mit den Über lebenschancen 
für Wel tbürger X schlecht bestellt: Er wi rd in 
eine große Familie auf dem Land hineingebo­
ren. Die Gesundhei t seiner Mutter ist durch 
zu häuf ige Geburten geschwächt . Vielleicht 
st irbt das »fünfmil l iardste Baby« gar schon in 
den ersten Lebensjahren. Die Kindersterb­
l ichkeit in Land B dagegen ist »um 12 bis 
20 Prozent geringer«, die Müttersterbl ichkeit 
»als soziales Problem prakt isch ganz ver­
schwunden«. Im Hinbl ick auf die Bi ldungs­
chancen sieht es ähnl ich aus: Land B kann 
eine ausre ichende Anzahl von Schulplätzen 
anbieten, Wel tbürger X könnte dort sogar 
eine Universität besuchen. In Land A dage­
gen kann er f roh sein, wenn er überhaupt 
Lesen und Schreiben lernt. 
Auch das Erwachsenenleben hält in Land A 
für Wel tbürger X wenig Erfreuliches bereit: 
Der Kampf u m Arbei tsplätze ist hart. Er wi rd 
sich mit e inem schlecht bezahlten Job in der 
Landwir tschaft begnügen müssen oder in 
den Slums am Rande der Haupts tadt sein 
Dasein fr isten. Anders in Land B: Mit e inem 
langsameren Wachs tum der Städte kann die 

Grundbedür fn isbefr ied igung Schri t t hal ten. 
Es gibt in ausre ichendem Maße gut bezahlte 
Arbei tsplätze in Stadt und Land — im moder­
nen Sektor, aber auch in Zul ieferbetr ieben im 
Agrarbere ich. 
Aus den geschi lderten einfachen Szenarien 
zieht der Bericht ein ebenso einfaches Resü­
mee: »Das Beispiel des Landes A zeigt, wie 
dr ingend diese Länder ihr Bevölkerungs­
wachs tum reduzieren müssen.« Hand in 
Hand mit Programmen »zur Veränderung so ­
zialer und wir tschaft l icher Bedingungen« 
wi rd sich dann alles zum Guten wenden . 
In Teil III wendet sich der Wel tbevölkerungs­
bericht drei angebl ich von Verfechtern des 
Bevö lkerungswachstums vorgebrachten Ar­
gumenten zu — sie werden vom UNFPA als 
eine Art Pappkameraden für den eigenen ar­
gumentat iven Feldzug benutzt . A rgument 
eins beschwör t das Innovat ionspotent ia l e i ­
ner wachsenden Bevölkerung für die wir t ­
schaft l iche Entwick lung herauf. Dem hält der 
Bericht entgegen, daß sich zum Beispiel in 
der gesamten Bevölkerungsgeschichte En­
glands kein Hinweis auf die Förderung land­
wir tschaft l icher Innovat ionen durch Bevölke­
rungsdruck f inden läßt. Gleichzeit ig macht 
sich der Bevölkerungsfonds zum Anwal t 
ausgestorbener Zivi l isationen wie der May­
as, die »dem Bevölkerungsdruck zum Opfer 
gefallen sind und . . . keine S t imme mehr (ha­
ben), um ihre traurige Geschichte zu erzäh­
len«. Als posit ives Gegenbeispiel hält der Be­
richt schließlich die Republ ik Korea bereit, 
die »an der Spitze der neuen Industr ieländer 
liegt«, d ies jedoch nur, weil dor t die Frucht­
barkeitsrate inzwischen auf dem Reproduk­
t ionsniveau liegt. 

Argument Nummer zwei besagt, daß sich 
das Bevö lkerungswachstum in bezug auf die 
wir tschaft l iche Entwick lung neutral verhält. 
Auch hier ist es für den Bericht ein leichtes, 
am Beispiel Afr ikas das Gegentei l zu bewe i ­
sen: »Regierungen von Ländern mit hoher 
Fruchtbarkeit s ind gezwungen, immer grö­
ßere Summen für die Grundbedürfn isbefr ie­
d igung auszugeben . . . « . Das Finanzvolu­
men für produkt ive Investi t ionen wi rd da ­
durch verringert. Auch ist die Wachs tumsra­
te des Pro-Kopf -E inkommens in den entwik-
kelten Ländern deshalb höher, wei l der Antei l 
der abhängigen, noch nicht arbei tsfähigen 
Jugendl ichen an der Gesamtbevö lkerung 
dort viel kleiner ist. »Das pro Kopf verfügbare 
Kapital, die Arbei tsprodukt iv i tät , die A lpha­
bet is ierungsrate und das Erziehungsniveau 
— sie alle s ind höher, wenn die Fruchtbarkeit 
niedriger ist.« 

Das Abhängigkei tsverhäl tn is von Bevölke­
rungswachstum und Umwel t w i rd in Gegen­
argument Nummer drei erörtert. Hier genügt 
es dem Bericht, das Prinzip der Entropie her­
aufzubeschwören und an unsere Verantwor­
tung zu appel l ieren, »noch ver fügbare freie 
Energie im Interesse jetziger und künft iger 
Generat ionen zu bewahren«. Seine Behaup­
tung, »je größer die Bevölkerung und je höher 
der Energieverbrauch ist, desto stärker wirkt 
s ich die Entropie aus«, versucht der Bericht 
schließlich anhand zweier Einzelbeispiele, 
der Entwaldung und der Ar tenvern ichtung, 
zu i l lustrieren. 
War der kri t ische Leser bis zu d iesem Punkt 
vielleicht nur verblüfft angesichts der Häu­
fung von Banali täten im »Bericht zur Lage der 

Wel tbevölkerung 1987<, so kann er sich jetzt 
des Eindrucks nicht mehr erwehren, mit 
ideologisch gefärbten Halbwahrhei ten abge­
speist zu werden . Der Behauptung, die Ent­
wa ldung sei auf den wachsenden Brennholz­
bedarf in den Entwick lungsländern und da­
mit natürl ich auf das Bevö lkerungswachs­
t u m zurückzuführen, wurde bereits im U N -
System selbst von kompetenter Seite wider­
sprochen. Die wei teren Ursachen und Hin­
tergründe — hierzu gehört beispielsweise 
der Ausverkauf t rop ischer Hölzer in die Indu­
str ienat ionen — wurden bereits in mehreren 
Studien der FAO eingehend erörtert. 
Es ist müßig, noch weiter ins Detail zu gehen. 
In Kapitel IV »Schlußfolgerungen« des Be­
richts heißt es: »Der Bevölkerungsdruck 
kann s ich auch indirekt auf die Industr ie län­
der auswirken, w ie beispielsweise in Form 
von Umwel tschäden, sozialen Konf l ikten 
oder der Unfähigkeit der Entwick lungs län­
der, ihren Schuldendienstverpf l ichtungen 
n a c h z u k o m m e n . . . . Bevö lkerungsprob leme 
betreffen die ganze Weltgemeinschaft .« Hier 
drängt sich die Vermutung auf, daß ein Be­
richt in der vorgelegten Form keine Analyse 
der Lage der Wel tbevö lkerung, ja nicht e in­
mal die Vorberei tung des »Tages der fünf Mi l ­
liarden«, sondern vielmehr offensicht l ich in 
erster Linie PR-Arbei t im einst igen Geber­
land USA — das schon im Vorjahr nicht mehr 
zum UNFPA-Budget bei t ragen moch te — 
zum Ziel hat. Dies ist zweifel los ein legi t imes 
Anl iegen des Fonds; se inem Anspruch , auch 
in einer fachl ich interessierten, breiteren in­
ternat ionalen Öffentl ichkeit Gehör zu f inden, 
wi rd freil ich mit dem diesjährigen Bericht 
kein guter Dienst erwiesen. 

Angela Großmann • 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Menschenrechtskommission: 43. Tagung — Ände­
rung an der Spitze des Zentrums für Menschen­
rechte — Grundrechte von zahlreichen Staaten 
verletzt — Fortschritte im Einzelfall (18) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 3/ 
1986 S.113f. fort.) 

Verliert die Menschenrechtsarbei t der Ver­
einten Nat ionen an Gewicht? Diese Befürch­
tung drängte sich jedenfal ls auf, als im Zuge 
von Reorganisat ions- und Sparmaßnahmen 
UN-Generalsekretär Javier Perez de Cuellar 
Ende November letzten Jahres bekanntgab, 
daß das Zent rum für Menschenrechte der 
Weltorganisat ion künft ig keinen hauptamt l i ­
chen Chef mehr haben werde. Seit dem 
I . M ä r z ist Jan Mar tenson, bisher Leiter des 
UN-Abrüs tungszent rums in New York, als 
Nachfolger von Erik Suy neuer Generaldirek­
tor des Genfer Büros der Vereinten Nat ionen 
und in dieser Eigenschaft auch für das Men ­
schenrechtszent rum zuständig. Dessen b is­
heriger Leiter Kurt Herndl schied aus. Er wur ­
de gewissermaßen Opfer der von ihm selbst 
im letzten Jahr eingeleiteten Kürzungsmaß­
nahmen; diese, die beispielsweise zum Aus ­
fall der Tagung der Menschenrechts-Unter -
kommiss ion führ ten, waren von ihm ohne 
Absprache mit den Kommiss ionsmi tg l iedern 
getroffen worden , was ihm seinerzeit nach­
haltig verübelt wurde . 

Die 43. Tagung der aus 43 Mitgl iedstaaten 
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